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BVerfG: Keine Strafbarkeitsliicke durch Verweisung auf
eine noch nicht anwendbare europaische Verordnung
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Bei der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 03.05.2018 handelt es sich
um eine beachtliche Aussage zum Analogieverbot im deutschen Recht, in welcher auch
die europaische Rechtsprechung mit einbezogen wird.

Das Landgericht Hamburg verurteilte einen Geschéaftsfuhrer wegen Insiderhandels. Dieser legte gegen das Urteil Revision ein
und begriindete dies unter anderem damit, dass eine Gesetzesanderung stattgefunden habe nach welcher zum Zeitpunkt
seines rechtswidrigen Handelns von deutschem Recht auf européisches Recht verwiesen worden sei. Die européische Norm
sei zum Zeitpunkt seines Handelns zwar schon in Kraft getreten aber erst zu einem spateren Zeitpunkt anwendbar gewesen.

Die aufgrund der abgelehnten Revision durch den BGH eingelegte Verfassungsbeschwerde wurde vom
Bundesverfassungsgericht mit nachfolgender Begriindung abgelehnt: Art. 103 Abs. 2 GG gewahrleistet, dass eine Tat nur
bestraft werden darf, wenn ihre Strafbarkeit vor der Begehung der Tat gesetzlich bestimmt war. Uber die Strafbarkeit eines
Handelns entscheidet allein der Gesetzgeber. Den Richtern verbleibt die Anwendung und Interpretation der Vorschriften
innerhalb der Grenze des Wortlauts.

Die Verweisung von der deutschen auf die europaische Norm ist als bloBer Verzicht zu werten, deren Wortlaut wiederzugeben.
Die Verweisungsnorm bestimmt unabhéngig von der Bezugsnorm die Rechtsfolge. Es ist nicht entscheidend, ob die
Bezugsnorm selbst eine Rechtsfolge enthalt und ob diese bereits anwendbar ist. Voraussetzung ist lediglich, dass die
Bezugsnorm durch eine frihere ordnungsgemafe Veroffentlichung bekannt gemacht wurde. Dem sei entsprochen worden.

Die ausfihrliche Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts ist unter folgendem Link zu finden: https://
www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2018/bvg18-042.html

Schlagworter
Baden-Wirttemberg Recht
diesen Inhalt herunterladen: PDF

bdk.de Seite 1


https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2018/bvg18-042.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2018/bvg18-042.html
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Baden-W%C3%BCrttemberg
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Baden-W%C3%BCrttemberg
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Recht
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Recht
http://217.113.45.228:8081/bdk/der-bdk/was-wir-tun/aktuelles/bverfg-keine-strafbarkeitslucke-durch-verweisung-auf-eine-noch-nicht-anwendbare-europaeische-verordnung/aspdf

	BVerfG: Keine Strafbarkeitslücke durch Verweisung auf eine noch nicht anwendbare europäische Verordnung

